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t{iener Blindenbeihilfengesetz 1969 geändert

;

LGB1. filr ?ti.en Nr.
fär Wien Nr. 3L/L976

Der t{iener l,andtag hät beschlossen:

Altilßel I

Das ttiener Blindenbeihj.lfengesetz \g69,
f41L969, in der Fassung des Gesetzes LGBI.
nird wLe folgt geändert:

Den S 3 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:

rrAuch durch das Abkoümen tiber den Europäischen
Begtinstigte sind gleichgestel.lt. rl

Artilsl II

Wirtschaftsraun

Dieses Gesetz tritt gleichzeitig nit den Abkornmen über den Euro-
päischen lVirtschaftsraum in Kraft.



YORBI,lTT

Problop!

Die voraussichtriche schaffung eines Europäisclren wi.rtschafts-
raunes (EWR) nlt Wirkung 1. Jänner 1993 naclit eine.rAnpassung ales
wiener Blincrenbeihirfengesetzes 1969 erforderlichJ Aus Art. 7
Abs- 2 der verordnung des Rates vom 15. oktober 1969 tiber .die
Freizilgigkeit der Arbeitneh:ner innerhalb der Geneinschaft (36s R
1512:  Verordnung Nr .  1612/68 t  AB1.  Nr .  L  257 von 19 .10 .196g) ,
leitet sich eine vöIrige soziarhilferechtriche Gleichbehancllung
von staatsangehörigen anderer EwR-vertragsparteien ab. Dies gilt
auch für die Blindenbeihilfen, die brinden und schwerst sebbehin-
derten Personen gewährt werden.

Nach der Rechtsprechung des EuGH gentigt es nicht, die creich-
stellung von staatsangehörigen anderer !.Iitgriedstaaten rn ge-
nereller Weise vorzunehmen, wie dies derzeit irn S g Abs. 1 des
Wj.ener'Bl indenbeihi l fengesetzes 1989 vorgesehen ist.

Lösuro:

Aufnahme einer ausdriicklichen Regelung irn Wiener
fengesetz 1969, daß durch das Abkonmen über den
Wirtschaftsraum Beg{instigte gleichgestellt sind.

l l t€rnative:

Keine.

Xosten:

Schon iu Hinblick auf die geringe Uobilität des in frage kon-
nenden Personenkreises ist kaum nit einen Mehraufwand zu rechnen.

v€r€ilbartoit p:lt Ee-R€cht:
Diese nird durch den vorliegrenden Entwurf geschaffen werden.

Blindenbelhil-
Europäischen



{

E r l ä u t . r u ! g o !

voraussichtrich wird nit wirkung 1.. Jänner 1993 eil Europäischer
wirtschaftsraum (EwR) geschaffen. Eine Teilnahne österreichs
macht eine'Anpassung des wiener Blindenbeihirfenqesetzes 1969
notvendig.

Aus Art- 7 Abs- 2 der verordnung des Rates ilber die Freiztigigkeit
der Arbeitnehmer innerhaLb der Genei.nschaft (3c8 R 1612: verord-
nung Nr -  r6L2/6a i  AB1.  Nr .  L  257 von 19 .10 .1968)  le i te t  s ich  e ine
vöL1ige sozialhil-ferechtLiche Gleichbehandlung von staatsangehö-
rigen anderer EwR-vertragsparteien, die sich in österreich auf-
balten, ab- Dies gilt auch für die Blindenbeihilfen, die blinden
und schwerst sehbehinderten personen genährt werden. A1s rtsozi-
are vergünstigrungtt in sinne des Art. 7 Abs. 2 wird vom EucH näm-
lich jede litaßnahne angesehen, itie inländischen Arbeitnehmern (und
ihren Angehörigen) vegen ihrer obj ektiven Arbeitnehnereigenschaft
(die auch bei der Arbeitslosigkeit erhalten bleibt) oder einfach
segen i'hres ?tohnsitzes in rnland geuährt wird und deren Ausdeh-
nung auf die Arbeitnehmer aus einern anderen üitgliedstaat (und
deren Angehörige)'geei.gnet erscheint, deren rilobilität innerharb
der Gemeinschaft zu erleichtern. rm übrigen darf näch dieser
Rectrtsprechung die Leistungsgewährung auch nicht von einer --.ä,uf-
enthaltsdauer im betreffenden . ltitgliedstaat abhängig geryrcht
verden, senn eine solcbe ftir rn1änder nicht vorgesehen ist. Dies
silrde nän1ich auf eine faktische, nach Ee-Recht nicht zulässige
Begünstigung: von In1ändern hinausLaufen.

Nach der Recbtsprechung des EuGH genügt es nicht, die Gleich-
stellung von Staatsangehörigen anderer Mitgli.edstaaten in ge-
nereller weise vorzunehnen, nie dies derzeit in s 3 Abs. 1 erster
satz des Iciener Brindenbeihilfengesetzes 1959 vorgesehen ist.
Deshalb bedarf es der Aufnahne ei-ner ausdrücklichen Regelung
irn l{iener Blindenbeihilfengesetz, daB durch das Abkorn.'nen über den
Europäischen wirtschaftsrauro begünstigte personen gleichgestell.t
sind.


